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Verkündet

am 14. März 1958

I m N a m e n d e s V o l k e 5

In Sächen

Klägers und Revisionsklägers,

gegen

Beigeladen:
. . . . . . . . . . . . . . . . .

_hat der 2. Senat des Bundessozialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 14. März 1958

iür Recht erkannt:

Das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts

vom ?. deptember 1955 wird mit den ihm zugrunde
liegenden Feststellungen aufgehoben.

Die Sache wird zur erneuhen Verhandlung und Ent—
scheidung an das landessozialgericht zurückver-

wi 83 en „

Von Rechts wegen.
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Der in Unterhütte (Böhmen) geborene Kläger ist sudetendeutscher
Flüchtling. nr hat seit dem ld. März 1946 seinen Johnsitz in

Bayern und ist deimatvertriebener im Sinne des 3 1 des Flücht—
lingegesetzes vom 19. Februar 1947 (Bayer. GVBl. S. 51). Im '
Jahre 1949 wandte er sich sowohl an die den beklagten IXXXX

XXXX£ÄXXXXXX vertretende 5XXXXXXXKAXX£&XXAXXXXXXXXKXXXXXAXÄXK.

xxnci.ixxi;xxxxfzxxizxxxxxxxals auchan die waruan '
BKKEXE@KhÄEK&KKKEXXKmit der Eitte um Jewährun; einer Ver—

letztenrente aus der gesetzlichen Unfallversicherung. Zur Be—

5rüniung seines inspruchs brachte er Vor: Er habe am 25. Juli

1929 in dem Bauunternehmen AÄXXXXund PXK£KXXin isch (Böhmen)
einen Unfall erlitten. Er sei bei hrdarbciten bis in Brusthöhe

verschüttet worden und habe sich dadurch einen Beckenbruch

zugezogen. Deswegen habe er von der Arbeiteruniallversicherungs

anstalt iür Böhmen in Prag zunächst eine Heilverfahrensrente

(V011rente) und von 7. November 1929 an eine Rente nach einer
hinderung der ernerb5fähigkeit (MdE.) von 10 V.H. bezogen.

Seit der bingliederung der suietendeutschen üebiete in das

Deutsche Reich Sei ihm die Rente nicht mehr gewährt worden,

obwohl er durch Inanspruchnahme der Deutschen Arbeitsfront ver—
sucht habe, wieder in den denuß der Rente zu nommen° Nach

seiner Flucht nach Bayern hätten sich die Folgen des Unfalls

von 1929 so verschlimmert, daß er seinen Beruf als Bauarbeiter

nicht mehr ausüben könne„

Zum Nachweis Seiner gesundheitlichen Schädigung legte der Klä-

ger ärztliche Bescheinigungen des Dr. dXXXXX_V0m24. November
1948 und des Kreiskrankenhauscs Oberviechtach vom 27‚ Januar

1949 vor. Die sturu. holte ein dutachten vom krankenhaus der

Barmherzigen Brüder in Regezuburg ein. Darin sind die Unfall—

folgen wie folgt zusammenaefaßt:

"Druck- und Stauchungsempfindlichkeit im Bereich
der unteren LJS‚ glaubhaftc subjektive Beschwerden°
Röntgenologieoh 5pan5enbildung im Bereich des 5.
LW, durch Uefarmierung im Bereich der Jymphysc noch
deutlich nachweisbarcr fruherer Beckenbruch",

Die MdE. ist in diesem Gutachten — ohne Rücksicht auf die

I
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vorherige Fest8etzung — vom 1„ März 1945 an mit jO v.H. an—

gegeben.

Durch Bescheid vom 28. august 1951 lehnte die StnfU. den untrag

des Alägers mit 1015endér Begrünuunq ab: Die Voraussetzungen
des 3 1 des Bayerischen Gesetzes Nr. 95 über die Regelung der

nnsprüche der Flüchtlin5e aus der Sozialversieherung (Flücht—

‘lingsrentengesetz vom 5. Dezember 1947 —FlüRG-, Bayer. GVBl.

S, 815) seien nicht gegeben. Außerdem nönne die geltend gemach—

te Verschlimmerung nicht überprüft werden, weil der Verletzunge-

folgezustand sich nicht mehr feststellen lasse°

Die hlerge5en ein5elegte Beruiung des nlägers ist vom Oberver-

sicherungsamt (OVA.) Landshut durch Urteil vom 24. Februar 1955
zurückgewiesen werden. Das weitere Rechtsmittel des hlä5ers ist

mit dem Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) vom

Bayerischen Landesversicherungsemt (LVAmt) auf das Bayerische

Lendessozialgericht (LSG.) übergegangen. In diesem Verfahren

ist die Bayerische Bau-Berufsgenossenschaft beigcladen worden.

Als Grund für die Beiledung hat das LSG. angeführt: "Streitig

ist, ob der &läger Anspruch auf Jieder5eaährung einer früher

in der Tschechoslowakei vorübergehend bciogcnen Unfallrente

hat„ Die Beiladung ist erforderlich, geil nach Mitteilung der

staatlichen Ausführungsbehörde für Unfallversicherung in Mün—

chen vom 12„ Q&tober 54 die unten nach 3 7 des Fremdrenten-

und Auslandsrentengesetzes vom 7.8.1959 (BGBl. I 5. 848) zur
zuständigen „eiterbehundlung abgegeben wurden."

Durch Urteil vom 7° Q6p6eßbcr 1955 hat das L5G. die weitere

Berufung des hlä3er5 zurückgewiesen, ohne die Revision zuzu—

lassen„ Die intecheidung ist wie iolgt begründet: Die Ent-

schädigungspflicht des Behlegten Könne nur auf s l Flü&G

beruhen° Dessen Voraussetzungen Seien jedoch nicht gegeben,

weil der Kläger zu keiner Zeit von einem deutschen Versiche—

rungsträger eine Rente aus der gesetzlichen Unfallvereiche-

rung bezogen‘nabe° Im übrigen hätten die Vorinstanzen zutref-

fend festgestellt, daß eine Verschlimnerung der Unfallfolgen

heute umso weniger wahrscheinlich sei, als eine solche gege—
benenfalls schon zu einem irähercn Zeitpunkt geltend gemacht

worden wäre. somit stehe den Aläger weder gegen den Beklag-
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ten noch gegen die Beigeladene ein Anspruch zu°

bieses Urteil ist dem Kläger am 25. Oktober 1955 zugestellt

worden° nm 22. November 1955 hat er durch den vor dem Bundes—

sozialgericht nicht zugelassenen Bevollmächtigten RXXXXXXX '

Revision eingelegt und gleichzeitig die Bewilligung des Armen—

rechts nachgesucht. nm 19. Januar 1956 hat der nläger durch

Rechtsanwalt WXXXXXXXerneut Revision eingelegt und am 26.

Januar 1956 durch denselben Prozeßbevollnächtigten den Antrag

gestellt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und den Beklagten

zu verurteilen, ihm die nachgesuchte Rente aus der

gesetzlichen Unfallversicherun3 zu gewähren.

um 11° Februar 1936 hat er unter Hinweis darauf, daß er infolge

seiner Armut nicht in der Lage gewesen sei, rechtzeitig einen

beim Bundessozialgericht (BSG.) zugelassenen Prozeßbevollmäch-

tigten mit seiner Vertretung zu beauftragen, durch Rechtsanwalt

MXXXXXXXJiedercinsetzung in den vorigen Stand gegen die Ver—
säumung’der Revisions- und Revisionsbegränaungsfrist nachge—

sucht und das Rechtsmittel folgendermaßen begründet: Das LSG.
habe die vergleichsweise Heranziehung eines weiteren Gutach-

tens unterlassen und bei der Beurteilung des ursüchlichen Zu-

sammenhangs der neu aufgetretcnen Gesundheitsschädigung mit dem

Arbeitsunfall von 1929 das FlüRG und die Reichsversicherunäs—

ordnung (RVG) verletzt. ns habe zu Unrecht das Vorliegen der
Voraussetzungen des 5 1 FIÜRG verneint. Diese Voraussetzungen

hätte es prüfen müssen. ?erner hätte es die materiellrecht—

lichen Voraussetzungen für die geltend ;enachtc Verschlimmerung

der Uniallfolgen prüfen und bc3a‘en müssen.
\

Durch Besdhluß vom 27. Januar 1958 ist dem Kläger das Armen-

recht bewilligt und Rechtsanwalt MXXXXXKXals Erozeßbevoll—

mächtigter beigeordnet werden.

Der Bexlagte beantragt #iedereinsetzung in den vorigen dtand'

und Zurückverweisung der Revision. '

Die Beigeladene sieht die Begründung, mit der das LéG. dem

_ 5 -
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Kläger Ansprüche gegen sie — die Beigeladene — versagt hat,

als unzureichend an. soweit Sich das Verfahren gegen den Be—

Klagten richtet, hält sie nie Revision iür unstatthaft, weil

die Voraussetzungen des % 162 Abs. 1 SGG nicht gegeben seien.

Sie beantragt demgemäß,

die Revision des nlägers gegen das Urteil des Baye-

rischen Landessozialgerichts vom 7. september 1955

insoweit als unzulässig zu verwerfen, als durch die—

ses Urteil das urteil ies Oberversicherungsamts Lands-

hut vom 54. Februar 1955 mit Bezug auf den Ablehnungs—

be8che1d der Staatlichen Ausführungsbehördc für

Unfallversicherung, Bayern, vom 28. Au5uüt 1951

zurückgewiesen worden ist, im übrigen aber, was die

‘Beigeladene‚ XXXXXXXXXXXXXXXXXIXXXXXXXXXXÄXXXXXX

angeht, das Urteil des Landessosialgerichts mit den
ihm insoweit zugrunde liegenden tatsächlichen Fest—

stellun5en aufzuhcben und die Sache zur erneuten_

Verhandlung und entscheidung an die Vorinstanz zu—
rückzuverweisen.

II

Die am 22. November 1955 ein5e5angene Revisionsschrift ent-
spricht nicht den Erfordernissen des Gesetzes, weil sie

nicht von einem vor den BSG. zugelaäsenen Prozeßbevollmäch-

tigten unterzeichnet ist (% 166 $GG). Die von Rechtsanwalt

MXXXXXXXam 19. Januar 1956 eingelegte und am 26. Januar 1956
ergänzte Revision genügt zaar den Formvorschriften des Ge- .

setzes, ist aber nicht innerhalb der Monatsfrist des a 164

‚lbs. 1 5GG angebracht norden. Gleichwohl hat die Versäumung

dieser Frist iür den nlä5er keine Rechtsnachteile zur Folge,

weil er Anspruch auf Äicdercin3e zung in den vorigen stand

hat (@ 67 Abs. 1 und 2 $GG). Er war iniolge seiner durch be-
hördliches Zéugnis nachgewiesenen Arnu; ohne sein Verschul-

den verhinicrt, die Revisionsfrist ci;;uhaltcn. Der Hinde-

rungsgrund bestand bis zu den Zeitpunät, in reichen Rechts—

anwalt MXXKXXAX — ohne daß er damals schon als Prozcßbcvoll-

mä0htfgter in Armenrccht bci5eorinct werden war - sich be-

.

’
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reitfand, auch ohne Leistung eines Kostenvorschusses das Rechts-

mittel einzulegen und zu begründen. Daraus, daß es dem fläger

nach Ablauf der Revisionsfrist gelungen ist, einen vertretungs-

bereiten Prozeßbevollmächtigten schon vor der Beiordnung durch

das Gericht zu finden, kann nicht 5e1015ert werden, daß ihm

das ebensonohl innerhalb der Revisionsfrist möglich gewesen

wäre (vgl. RGZ. 167 S. 205 12097). Demnlä5er war daher die
nachgesuchte #iedereinsetzung in den vorigen dtand zu gewähren.

soweit dem nläger Ansprüche gegen die beigeladene versagt

werden sind, hat das LSG. seine intscheidung ausschließlich

damit begründet, die Vorinstanzen hätten zutreffend festge—

stellt, daß eine Verschlinnerung der Unfallfolgen heute umso
weniger wahrscheinlich sei, als eine solche gegebenenfalls
schon zu einem früheren Zeitpunkt geltend gemacht werden wäre.

Diese Ausiührungen hat die Revision mit der Rü5e angegriffen,

es iehle an einer ausreichenden Stütze der getroffenen Fest—
'stellung durch ärztliche Gutachten. Hierin hat der Senat die

Rüge gesehen, das LSG. habe den Sachverhalt nicht ausreichend
erforscht (@ 103 $GG) und seine entscheidung nicht auf das
Gesamtergebnis des Verfahrens gegründet (% 128 Abs. 1 dGG).

Diese Rüge ist gerechtfertigt. Das LSG. hätte, wenn ihm das

von der StifU. eingeholte Gutachten der Barnherzigen Brüder

von 9. Dezenber 1950 zum Nachweis einer Verschlimmerung der

Unfallfolgen nicht ausreichend erschien, den &läger durch einen

anderen Arzt untersuchen und begutachten lassen müssen. Jeden—

falls hätte es sich mit dem angeführten Gutachten, das die
StAfU. mit ihren Verwaltungsakten vorgelegt hatte und in dem

die durch einen "noch deutlich nachweisbaren früheren Becken-

bruch" verursachte ädE. mit 50 v.H. beurteilt werden war, bei

seiner Urteilsfindung und auch b0i der schriftlichen Niederle—

gung der Entscheidungegründc auseinander setzen müssen. Da

zumindest nicht erkennbar ist, daß der Vorderrichter in einem

nach seiner sachlich—rechtlichen Auffassung wesentlichen Punkt

seine Überzeugung aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens gebil—

det hat, liegt ein Verstoß gegen 5 128 Abs. 1 SGG und damit

ein wesentlicher Mangel des Verfahrens vor (vgl. BSG. in SozR.

dGG & 128 Bl. Da 4 Nr. 10). Hinsichtlich der Beigeladenen ist_
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die Revision somit nach $ 162 Abs. 1 Nr. 2 SGGvstatthaft.

Die Revision wäre, auch wenn 5lCh die Uniullfolgen in dem von

dem nlä5er behaupteten Lane verschlimmert haben sollten, nicht

begrünuet, wenn — was das L$G. unseprüit gelassen hat - keine

gesetzlichen Vorschriften beständen, die als Anspruchsgrund—

lage tür die vom Alä5er begehrte Verletztcnrcnte dienen Könn—

ten. eine in diesem sinne negative Feststellung läßt sich in—

dessen nach dem bisherigen stand der -rnittlungen nicht tref-

fen, vielmehr liegt die löglichkcit nahe, daß der nläger zu
dem berechtigten :ersonenkrcis des % 1 Abs. 2 Nr. 1 oder Nr.

2 des Fremdrenten— und Auslandsrentengesetzes
vom 7. August

1955 (FAG — BGBl„ i d. 846) gehört und demgemäß auf &rund

des S ? „abs° 1 Nr. 1 FnG einen Leistungsanspruch gegen die
Beigeladene hat. Nach dem FAG sind die Ansprüche des hlä-

gers zu beurteilen, soweit er Leistungen für die Zeit vom
1, April 1958 an begehrt, während das Flüchtlingsrentenge-

setz auf Ansprüche für die frühere Zeit anzuwendenist (5 20
Abs„ 2 Buchst‚ c und Abs. } FAG). ein Leisuun55anspruch
nach 3 l ‚lbs° l F„G besteht nicht nur, wenn der Versicherte

zur Zeit des Unfalls bei einem nicht mehr bestehenden, einem
stillgeleqten oder einem aunerhulb des bunde55ebietes

und des Landes ßerlin befindlichen deutschen Versicherungs—‘

träger Versichert war, sondern auch, wenn die aus dem Ver—

sicherungsverhältnis entstandenen Verpilichtungen eines

nicht deutschen Versieherungsträgers nach Reichsrecht auf

einen deutschen Versieherungsträ5er übergegandcn sind (% l

Abs° 2 Nr„ 1 Satz 2 FnG). Da der von „läder als solcher be-
zeichnete Uniallort nsch im £rüheren auietenland liegt, Könn-

ten etwaige aus dem Versicherungsverhültnis des nläoers zur
nrbeiterun1allversicherungsanstult in :ra5 entstandene Ver-

pflichtungen nach 4rt. 5 Abs. 1 des „ecommcns über die lus—
einandersetzung auf dem Gebiet der dozialversicherung aus

Anlaß der eingliederung von ehemaligen tschecho-sionakischen
Gebieten in das üeutse'e Reich von 14. Eärz 1940 (BGBl. II

&. 107) auf einen frä5er der Reichsversicherung übergegangen

und 5enäß ; 52 der Vuxrdnung über die endgültige Regelung
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der Reichsversi0herung in den ehemaligen tsche0no—slowaxischen,

dem üeutschen Reich einäegliederten Gebieten vom 27. Juni 1940

(ouuetenverordnung —BGBl. I 5. 957) von den zuständigen frä—

ger der ieichsunfallversicheruna grundsätzlich unzurechnen

gewesen sein. Dies wäre allerdings nicht der Fall, wenn der

Kläger — was zwar unwahrscheinlich, aber bisher nicht aufge—

klärt ist — vor dem 1° Januar 1340 seinen Johnsitz aus dem

oudetenland in das Protektorut Böhmen und Mähren verlegt haben

sollte (vgl. Art° 5 Abs. 2 des o.a. nbhomnens vom 14. März
1940 und 5 5 5bs. 2 FAG; Brackmann, Handbuch der Sozialversi—

cherung, stand 15. Januar 1958, Bd. I S. 294 u II und 294 w).

ein überdang auf Grund der angeführten Vorschriften ist als

ein solcher nach Reichsrecht im sinne des 3 1 Abs. 2 Nr. 1
FAG anzusehen (vgl. BSG. 5 S. 50 135, 537). Bei der Prüfung

der Voraussetzungen des 3 1 Abs. 2 Nr. 1 FAG wird auch zu
beachten sein, daß von einem "nicht mehr bestehenden" oder

einem “stillgelegten" deutschen Versicherun55trägcr nicht

gesprochen werden kann, wenn lediglich eine für einen mittel—

oder ostdeutschen Bezirk zuständige Sektion eines noch vor-
handenen deutschen Unfallversicherungsträ5ers zu bestehen auf-

gehört hat (vgl. Brackmann a.a.0., s. 294 £).

sind die Voraussetzungen für einen Ubergang der Verpflichtungen

nach % 1 Abs. 2 Nr. 1 FAG im übrigen gegeben, so wird der mit

der Klage 5eltend gemachte Ansgruch des Klägers nicht dadurch

beeihträchtigt, daß die von ;cr Arbeiterunfallversicherungs-
anstalt in Prag gewährte Rente nach & 22 Abs. 7 der 5udeten-
verordnung nicht umzurechnen war, weil sie weniger als 20 v.H.
betrug° Der angeführten Vorschrift kommt nach der Auffassung

des Senats nur die Bedeutung zu, daß Renten nicht um2urechnen

waren, solange sie weniger als 20 V.H. betrugen; sobald infolge

'Verschlimnerung der Unfallfolgen die.■dE. 20 V.H. erreicht
oder übersteigt, erlangt der übergang der Verpflichtungen Wirk-

4
samkeit.

"sind die Verpflichtungen_der Arbeiterunfallversicherungmnsü■tin
Prag zwar auf einen deutschen Versicherungsträger übergegangen,

.
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besteht der nach 5 25 der Sudetenvorordnung zu ermittelnde

Versicherungsträger aber noch im Bundesgebiet oder im Lande

Berlin; so stehen dem Aläger reine Ansprüche auf Grund des

FAG ;u„ In diesem Falle könnten aber Ansprüche unmittelbar

nach der BVG bestehen und wäre der in Betracht Kommende Ver—

'sicherungsträger, falls er nicht mit der beigeladenen Bau—

Berufsgenossenschaft identiscn ist, beizuladen„

Ist der Anspruch des nlägers gegen die Arbeiterunfallver—

sicherunqsanstalt in rrüg nicht auf einen deutschen Versi—
cherunesträqer übergeeansen‚ so bleibt zu prüfen, ob der „lä-

ger demnach 3 l abs. 2 Nr. 2 FAGberechtigten Personenkreis
angehört, wobei vor allem das Merkmal des Buchst. a (Deut-

scher im dinne des Art. 116 ebso 1 GG) in Betracht x04mt„ .

Hiernach ist die Revision, soweit das f3rfahren die Beige—
ladene betrifft, begründet‚

Soweit An5prüche gegen den durch die ethrU. vertretenen

Beklagten in Betracht Kennen - dies gilt für die Zeit bis
“zum 1‚ april 1952 (%s l, 4 FlüRG, „ 20 Abs„ 5 FAG) -‚ hat

das LSG», wie die ReViSion mit Recht rügt, nicht ausrei—

chend geklärt, ob dem&läger für den Fall, daß die Unfall-
folgen sich versculimmert haben, ein A■5pfü0h gegen einen

nicht mehr vorhandenen Oder nicht erreichbaren dozialver—
sicherungsträger im dinne des 3 l FlüRü zusteht. Die bloße

Feststellung, daß der Alä5er zu keiner Zeit eine Rente von
einem deutschen Versicherungsträger be205en habe, reicht

zur alärung dieser Frage nicht aus„ „elbst wenn die Be—
gründung des LSG. so zu verstehen i3t — und dies zutriift -‚

odaß 5 l FlüRG einen deutschen Versicherungsträ59r voraus-
setzt (vgi„ hierzu BJG. 5 d. 50 1537; Bayer. LSG. in Amtsbl‚
des Bayer„ 4rb.— und eozäin. 1955 d: 6 B; L5G. Baden—
Jdrttemberg in Breitheupt 1956 $. 475 Bracnmann a.a„o.,

S„ 294 @ 11), hätte das L5G. hrmittlungen darüber anstel—
len müssen, ob im Zuge der ninführung der üeichsversiche—

rung im ehemaligen endetenland und de: eberluitung früherer
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VersicherungSVerhältnisse auf die deutsche Sozialversicheruhg

durch das oben angeführte nbk0mmen vom 14. März 1940 und

die Budetenverordnung vom 27. Juni 1940 ein Träger der
deutschen Unfallversicheruné an die dtelle der Arbeiter—

uniallversicheruhgsanstalt für Böhmen in Prag getreten ist°

Ist dies nämlich der Fall, so könnte, wie oben ausgeführt

wurde, dem nlä5er unter bestimmten weiteren Voraussetzungen

ein „nspruch gegen einen nicht mehr vorhandenen oder nicht

erreichbaren deutschen Sozialversicherun@sträger zustehen°

Die unzureichende „achaufklärung bedeutet einen Mangel

im Veriahren des LJG., der die Revision auvh hinsichtlich

des Beklagten statthait macht (5 162 Abs. 1 Nr. 2 5GG)„

Es bedurfte deshalb keiner früfung, ob die 5tatthaitigkeit

der Revision hinsichtlich des Beklagten und der Beigelade—

nen nicht schon deshalb einheitlich zu beurteilen ist,
weil der Aläger einen einheitlichen Rentenan5pruch geltend

macht.

nuch hinsichtlich des Beklagten ist die Revision begrün—
det, denn es besteht die Möglichkeit, daß die noch er—
iorderliche weitere Sachaufklärung zu einer dem Aläger

günstigeren Lntscheidung führt°

Da der Rechtsstreit nicht zur Entscheidung reif ist, mußte
das angefochtene Urteil mit den ihm zugrunde liegenden.

Feststellungen aufgehoben und die sache zur erneuten Ver-
.handlung und nntscheidung an das LSG. zurückverwiesen werden

(€ 170 Abs. 2 oätZ 2 SGG).

bie entscheidung über die Kosten des Revisionsverfahrens
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bleibt dem abschließenden Urteil des LSG. vorbehalten.
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